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ANZEIGE

N amen sind Nachrichten,
heißt eine Maxime, die in der
Medienwelt Geltung besitzt,

aber nicht auf der Straße. Viele Men-
schen interessieren sich nicht dafür,
was es mit den Namen der Straßen
auf sich hat, in denen sie wohnen.
Weshalb die Straßen häufig nach
zweifelhaften oder sogar katastro-
phalen Figuren der Zeitgeschichte
benannt sind.

In Duisburg hat man den Versuch
unternommen, gleich zwei Straßen,
die Heinrich Lersch gewürdigt sind,
umzubenennen. Lersch, geboren
1889 in Mönchengladbach, war
Dichter und glühender Nationalist.
1914 schrieb er den Vers „Deutsch-
land muss leben, und wenn wir ster-
ben müssen!“ Der Nationalsozialis-
mus war in seinen Augen eine prima
Sache.

Im Juli 2023 wandte sich ein Bür-
ger mit der Frage an die Stadt, ob die
beiden Straßen umbenannt werden
könnten. Acht Monate später – De-
mokratie braucht Zeit – befasste sich
jetzt der Stadtrat mit dem städti-
schen Antwortschreiben. Darin heißt
es, die beiden Straßen würden „kri-
tisch in den Blick“ genommen. Die
Vorsitzende des Kulturausschusses
warf daraufhin der Stadtverwaltung
vor, sich „einen schlanken Fuß“ zu
machen. Worauf Oberbürgermeister

Sören Link (SPD) bemerkte, er ken-
ne keinen Bürger, den das Thema be-
wegen würde. Interessanter Punkt.
Wäre es deshalb richtig, einen Hitler-
Verehrer mit einer Straße zu verewi-
gen? Außerdem habe er die Sorge,
schob Link nach, dass dann „halb
Duisburg“ umbenannt werden müss-
te. Auch ein interessanter Punkt.
Sollte man eine löbliche Tat unter-
lassen, nur weil sie Arbeit macht?

Sollte jemals diskutiert werden,
ob der aktuelle Duisburger Oberbür-
germeister mit einem Straßennamen
verewigt wird, könnte seine Haltung
zu diesem Thema aus dem Archiv ge-
holt werden. 

Der OB mit dem
schlanken Fuß

VON FRANK LORENTZ

WILDER WESTEN

SOLLTE MAN EINE
LÖBLICHE TAT
UNTERLASSEN,
NUR WEIL SIE
ARBEIT MACHT?
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ANZEIGE

Z ehn Minuten brauchen
Autofahrer vergange-
nen Montagnachmittag
für gut drei Kilometer.
Immer wieder staut
sich der Verkehr.
Nichts geht mehr – je-

denfalls auf der Autospur. Nebenan, auf
der Fahrradspur, liegt unberührter
Asphalt, bis sich irgendwann ein Radler
nähert. Sehnsüchtig schauen ihm die Au-
tofahrer hinterher. Doch auf der leeren
Spur dürfen sie nicht fahren. In einem
Verkehrsversuch reserviert die Stadt
Bonn die Hälfte der Spuren für Radler –
und das auf der zentralen Nord-Süd-
Achse, der Adenauerallee. 

VON TILL-REIMER STOLDT

Was geht Pkw-Nutzern in solchen
Momenten durch den Kopf? Die Frage
ist entscheidend für die Verkehrswende,
wie sie in Deutschlands Städten voran-
getrieben wird. Werden sie des Autos
überdrüssig und auf ÖPNV oder Rad
umsteigen? Oder bleiben sie hinterm
Steuer sitzen – trotz Staus, Umwegen,
Tempo 30, Radarfallen, Parkplatzmangel
und hohen Parkgebühren?

Unter günstigsten Bedingungen wird
dieses Experiment in Bonn durchge-
führt. Dort setzt die Stadt das grüne
Credo um, man müsse Autofahrern nur
die Daumenschrauben anziehen, um den
Abschied vom Auto zu erzwingen. Die
grüne Oberbürgermeisterin Katja Dör-
ner herrscht mit einer stramm linken
Ratsmehrheit aus Grünen, SPD, Linke
und der linken Kleinpartei Volt. Oben-
drein besitzt Bonn laut Studien das bes-
te ÖPNV-Netz der Republik. Wo sonst
soll die grüne Wende gelingen? Vor al-
lem mit drei Instrumenten drängt die
Stadt ihre Bürger aus den Autos: Sie
streicht Spuren. Verknappt und verteu-
ert Parkraum. Und fördert Fahrradstra-
ßen. In Bonn ist dadurch auf den meis-
ten Hauptverkehrsachsen die Hälfte der
Autospuren weggefallen. Unter anderem
auf besagter Adenauerallee. 

Doch umfahren lässt sich die Aden-
auerallee nicht. Die Parallelstraßen links
und rechts hatte die Stadt bereits zuvor
für Autos weitgehend gesperrt. Die
Stadtoberen stellen Auto-Nutzer vor die
Wahl: Lass den Wagen stehen oder steck
im Stau fest. Und der hat es in sich: Laut
Prüfung des ADAC, deren Ergebnis die-
ser Zeitung exklusiv vorliegt, hat sich die
Fahrzeit auf der Allee immens verlän-
gert – im März um 53 Prozent in nördli-
cher Richtung. 

IMMER LÄNGER IM AUTO
Die Stadtführung selbst hatte erklärt, als
Erfolg sähe sie es an, wenn sich die Fahr-
zeit um vier, maximal acht Minuten ver-
längerte. Aber schon dieses Szenario er-
klärt Stephan Wimmers, Geschäftsführer

der IHK Bonn/Rhein-Sieg, für „nicht ak-
zeptabel“. Denn: „Bei einer zweimaligen
Befahrung an 220 Arbeitstagen im Jahr“
liefe das auf „einen Zeitverlust von bis zu
44 Stunden“ hinaus. Kein Wunder, dass
knapp jedes zweite Unternehmen laut
IHK-Umfrage glaubt, Bonns Verkehrspo-
litik schade seinem Geschäft oder gefähr-
de dessen Existenz. Zumal die Staus
nicht nur die zentralen Achsen betreffen.
Laut Studie des Navigationsgeräte-Her-
stellers TomTom stiegen die durch-
schnittlichen Fahrzeiten in einem Fünf-
Kilometer-Radius um das gesamte Zen-
trum an – in keiner anderen deutschen
Stadt so stark wie in Bonn. Doch den von
der Politik erhofften Effekt hat das nicht:
Der Autoverkehr an der Adenauerallee
ließ laut ADAC zunächst kaum nach.

Ein zweites Werkzeug grüner Ver-
kehrswender ist der Parkplatzabbau:
Niemand weiß exakt, wie viele Plätze be-
reits verloren gingen. In städtischen Er-
klärungen zu Platzabbau in einzelnen
Vierteln ist von rund zehn Prozent aller
öffentlichen Plätze die Rede, um mehr
Raum etwa für „urbane Vergnügungsan-
gebote“ zu schaffen. Zudem sollen min-
destens 600 Plätze entfallen, um für
Fahrradstraßen Raum zu schaffen
(Werkzeug drei). Das sind ausgebaute
Straßen, in denen Radler den Autos das
Tempo vorgeben, sofern sie dort zuge-
lassen sind. Rund 50 Kilometer Radstra-

ße wird Bonn demnächst besitzen zur
Freude des Allgemeinen Deutschen
Fahrradclubs (ADFC) und vielleicht der
130.000 Bonner, die laut ADFC pro Wo-
che radeln. CDU-Fraktionschef Guido
Déus sieht aber auch die Folgen für Pkw-
Nutzer: Er geht „von mehreren tausend
Plätzen aus, die unter Frau Dörner weg-
gefallen sind oder wegfallen werden“.

TÄGLICH KAMPF UMS PARKEN
Nun könnte die Stadt Quartiersgaragen
bauen, um den massiven Platzmangel
abzufedern. Das fordern CDU, FDP,
ADAC, der Vermieterbund „Haus &
Grund“ und die IHK – zumal 61 Prozent
der Unternehmer klagen, die Parksitua-
tion sei unbefriedigend, Parkmöglich-
keiten seien existenziell fürs Geschäft.
Doch da hat es die Stadt nicht eilig. Prä-
sentiert hat sie jüngst gerade mal acht
Parkplätze für Zusteller, Handwerker,
Lieferanten. Die Plätze werden aber
nicht nur rar, sondern auch teuer. Inzwi-
schen wurde der Preis für einen Anwoh-
ner-Parkausweis von gut 30 auf bis zu
360 Euro im Jahr verzwölffacht. Damit
dürfen Inhaber in ihrem Wohnviertel
parken, allerdings nur, wenn sie ein
Plätzchen finden. Anspruch auf einen
bestimmten Platz haben sie nicht. 

Sukzessive werden weitere Stadtteile
in solche „Anwohnerparkgebiete“ umge-
tauft – in denen Bewohner bis vor Kur-

zem oft kostenlos parkten, während sie
nun die hohen Gebühren zahlen müs-
sen. FDP-Verkehrsexperte Achim Schrö-
der befürchtet, langfristig werde dies für
die ganze Stadt gelten: „Da viele Men-
schen weiter auf ihr Auto angewiesen
sind, wird der tägliche Kampf um freie
Parkplätze zunehmen. Dies benachtei-
ligt besonders sozial Schwächere, die
sich keine eigene Garage oder einen
Stellplatz leisten können.“

Aber sind die Auto-Bekämpfer da-
durch ihrem Ziel nähergekommen? Ver-
zichten mehr Bonner aufs Auto? Soweit
erkennbar: nein. Wie das Kraftfahrt-
Bundesamt mitteilte, steigt die Zahl zu-
gelassener Pkw in Bonn. 2023 waren es
174.650, 2024 bereits 175.674. Was den
ADAC-Experten Roman Suthold nicht
wundert. „Ein Blick in fast alle Groß-
städte Europas belegt, dass Autoverkehr
nicht einfach verschwindet, wenn man
Autofahrern das Leben erschwert. Er
mag ein wenig abnehmen, vorrangig
aber verlagert oder staut er sich.“ Wes-
halb Industrie, Handel, Handwerk, Op-
position und ADAC vorschlagen, nicht
nur für Radler und ÖPNV, sondern auch
für Autos müsse es gut nutzbare Ver-
kehrswege geben. Hauptverkehrsstra-
ßen müssten für Autos attraktiv bleiben,
Nebenstraßen könnten dafür vermehrt
in Fahrradstraßen verwandelt werden.
„Dann aber“, sagt Déus, „bliebe das Auto

für viele anziehend. Das scheinen Grü-
ne, SPD und Linke nicht zu wollen.“

UNBEZAHLBARER ÖPNV
Immerhin, in einem sind sich alle einig:
Der ÖPNV soll attraktiver werden. Wo
sollte das chancenreicher sein als in
Bonn? Laut Studie der „Allianz pro
Schiene“ besitzt Bonn das dichteste
ÖPNV-Haltestellen-Netz der Republik:
99,95 Prozent der Bonner sind akzepta-
bel an Bus und Bahn angebunden. Doch
selbst unter diesen Bedingungen bleibt
der einladende ÖPNV ein Traum. Jüngst
leistete der Stadtrat einen Offenba-
rungseid. Er appellierte an Land und
Bund, zügig „über eine weitestgehend
steuersubventionierte Finanzierung des
ÖPNV zu verhandeln“. Der Stadt sei es
unmöglich, den ÖPNV finanziell attrak-
tiver zu gestalten. Die Verkehrsbetriebe
sind mit rund 40 Millionen Euro ver-
schuldet, laut interner Schätzung steu-
ern sie auf 100 Millionen Euro zu. Und
so schossen die Ticketpreise 2024 um
durchschnittlich 10,4 Prozent in die Hö-
he. Dabei gehörte der ÖPNV Bonn-
Rhein-Sieg schon zuvor zu den teuers-
ten der Republik. Wie auch immer: Soll-
ten Land und Bund die Finanzierung der
lokalen Verkehrswende übernehmen, so
hofft die CDU, könnten sie von der Stadt
auch eine Gegenleistung verlangen: den
Verzicht auf Autofahrer-Schikane.
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Die
Auto-Austreibung

von Bonn
Die frühere Bundeshauptstadt verfügt über günstige Voraussetzungen für
die radikale grüne Verkehrswende. Nur gelingt diese nicht: Die Autofahrer leiden 
zunehmend – und bleiben dennoch lieber hinterm Steuer sitzen

Den Autos 
nehmen, den

Radlern geben:
Auf der Aden-

auerallee in 
Bonn wird der

öffentliche Raum
neu verteilt


